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Verfassungsgerichtshof 

 

 

ÜBERSETZUNG 

Entscheid Nr. 25/2026 

vom 5. März 2026 
Geschäftsverzeichnisnr. 8453 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfragen in Bezug auf die Artikel 1399, 1400, 1401, 1404, 

1405, 1417 und 1432 des früheren Zivilgesetzbuches, gestellt vom Familiengericht des Gerichts 

erster Instanz Namur, Abteilung Namur. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten Pierre Nihoul und Luc Lavrysen, und den Richtern 

Thierry Giet, Joséphine Moerman, Michel Pâques, Yasmine Kherbache und Willem Verrijdt, 

unter Assistenz des Kanzlers Nicolas Dupont, unter dem Vorsitz des Präsidenten Pierre Nihoul, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfragen und Verfahren 

 

 In seinem Urteil vom 24. März 2025, dessen Ausfertigung am 3. April 2025 in der Kanzlei 

des Gerichthofes eingegangen ist, hat das Familiengericht des Gerichts erster Instanz Namur, 

Abteilung Namur, folgende Vorabentscheidungsfragen gestellt: 

 

 « 1.  Verstoßen die Artikel 1399 (nunmehr 2.3.17), 1400 (nunmehr 2.3.18), 1401 (nunmehr 

2.3.19), 1404 (nunmehr 2.3.21 Absatz 3) und 1405 (nunmehr 2.3.22) des früheren 

Zivilgesetzbuches beziehungsweise des Zivilgesetzbuches, an sich oder in Verbindung 

miteinander, gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, indem die von einem im ehelichen 

Güterstand der Gütergemeinschaft verheirateten Ehepartner verrichtete gewerbliche Tätigkeit 

sowie sämtliche daraus bezogenen Einkünfte (Sparguthaben, Mehrwerte, usw.) vollständig zum 

gemeinschaftlichen Vermögen gehören, wenn dieser Lohnempfänger ist, Selbständiger als 

natürliche Person oder einziger Inhaber der Anteile und Aktien einer Gesellschaft, in der er 

tätig ist, vorausgesetzt, dass sie mit gemeinschaftlichen Mitteln finanziert wurden, während sie 

nicht vollständig zum gemeinschaftlichen Vermögen gehören, wenn dieser der einzige Inhaber 

der Anteile und Aktien einer Gesellschaft ist, in der er tätig ist, falls sie mit Eigenmitteln 

finanziert wurden (der Mehrwert gehört zum Eigenvermögen, auch derjenige, der sich aus der 

vom anderen Ehepartner verrichteten gewerblichen Tätigkeit ergibt, und auch derjenige, der 
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sich aus dem neuen Tätigkeitszweig ergibt, der nur dank des qualifizierenden Diploms des 

anderen Ehrpartners erworben wurde)? 

 

 2.  Verstoßen die Artikel 1399 (nunmehr 2.3.17), 1400 (nunmehr 2.3.18), 1401 (nunmehr 

2.3.19), 1404 (nunmehr 2.3.21 Absatz 3) und 1405 (nunmehr 2.3.22) des früheren 

Zivilgesetzbuches beziehungsweise des Zivilgesetzbuches, an sich oder in Verbindung 

miteinander, gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, indem der Mehrwert von Anteilen 

und Aktien einer Gesellschaft, deren einziger Inhaber einer der im ehelichen Güterstand der 

Gütergemeinschaft verheirateten Ehepartner ist, wobei er in dieser Gesellschaft seine Tätigkeit 

ausübt, in allen Fällen, in denen er sie mit (gegebenenfalls wiederangelegten) Eigenmitteln 

erworben hat, zum Eigenvermögen gehört, und zwar auch derjenige, der sich aus der vom 

anderen Ehepartner verrichteten gewerblichen Tätigkeit ergibt, und auch derjenige, der sich aus 

dem neuen Tätigkeitszweig ergibt, der nur dank des qualifizierenden Diploms des anderen 

Ehrpartners erworben wurde, während er in allen anderen Fällen zum gemeinschaftlichen 

Vermögen gehört, obwohl er sich jeweils (mindestens) aus der gewerblichen Tätigkeit des 

betreffenden Ehepartners ergibt? 

 

 3.  Verstoßen die Artikel 1399 (nunmehr 2.3.17), 1400 (nunmehr 2.3.18), 1401 (nunmehr 

2.3.19), 1404 (nunmehr 2.3.21 Absatz 3) und 1405 (nunmehr 2.3.22) des früheren 

Zivilgesetzbuches beziehungsweise des Zivilgesetzbuches, an sich oder in Verbindung 

miteinander, gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, indem der Mehrwert der Anteile und 

Aktien einer Gesellschaft (einschließlich des neuen Tätigkeitszweigs), deren einziger Inhaber 

einer der im ehelichen Güterstand der Gütergemeinschaft verheirateten Ehepartner ist, wobei 

er in dieser Gesellschaft seine Tätigkeit ausübt, zum gemeinschaftlichen Vermögen gehört, 

wenn sie von der Gemeinschaft finanziert wurden, und zwar auch dann, wenn der andere 

Ehepartner sich niemals daran beteiligt hat, während er nicht zum gemeinschaftlichen 

Vermögen gehört, wenn dieselben Anteile und Aktien mit dem Eigenvermögen des 

betreffenden Ehepartners finanziert wurden, und zwar auch dann, wenn der andere Ehepartner 

sich (in dem festzustellenden Ausmaß) daran beteiligt hat (mit anderen Worten, jeder Mehrwert 

ist ausgeschlossen, auch derjenige, der sich aus dem neuen Tätigkeitszweig ergibt, der nur dank 

des qualifizierenden Diploms des anderen Ehrpartners erworben wurde)? 

 

 4.  Verstößt Artikel 1432 des früheren Zivilgesetzbuches (nunmehr Artikel 2.3.44 

Absätze 1 und 2 des Zivilgesetzbuches), an sich oder in Verbindung  mit den Artikeln 1399 

(nunmehr 2.3.17), 1400 (nunmehr 2.3.18), 1401 (nunmehr 2.3.19), 1404 (nunmehr 2.3.21 

Absatz 3) und 1405 (nunmehr 2.3.22) des früheren Zivilgesetzbuches beziehungsweise des 

Zivilgesetzbuches, gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, indem der Begriff 

‘ persönlicher Vorteil ’ dahin ausgelegt wird, dass damit ein ‘ Eigentumsentzug für die 

Gemeinschaft ’ gemeint wird (was Absatz 1 betrifft), und indem der Ausgleich auf die 

Nettoberufseinkünfte beschränkt ist, die dem gemeinschaftlichen Vermögen nicht 

zugekommen sind und die diesem Vermögen vernünftigerweise hätten zukommen können, 

wenn der Beruf nicht in dieser Gesellschaft ausgeübt worden wäre (was Absatz 2 betrifft), 

während in dem Fall, dass die Gemeinschaft nur die Anteile und Aktien der Gesellschaft des 

Ehemannes, in der er seine Tätigkeit ausgeübt hat, finanziert hätte, der am Tag der Auflösung 

des ehelichen Verhältnisses bestehende Mehrwert zum gemeinschaftlichen Vermögen gehören 

würde, auch wenn gar kein Einkommensverlust oder kein Eigentumsentzug für die 

Gemeinschaft vorliegen würde? 

 

 5.  Verstoßen die Artikel 1399 (nunmehr 2.3.17), 1400 (nunmehr 2.3.18), 1401 (nunmehr 

2.3.19), 1404 (nunmehr 2.3.21 Absatz 3) und 1405 (nunmehr 2.3.22) des früheren 
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Zivilgesetzbuches beziehungsweise des Zivilgesetzbuches, an sich oder in Verbindung 

miteinander, dahin ausgelegt, dass im ehelichen Güterstand der Gütergemeinschaft der 

Mehrwert eines zum Eigenvermögen gehörenden Gutes (im vorliegenden Fall die Anteile und 

Aktien einer Gesellschaft, die zum Eigenvermögen eines der Ehepartner gehören, der in dieser 

Gesellschaft seine Tätigkeit ausübt, und zwar vollständig) durch Vermehrung, gleichermaßen 

vollständig zum Eigenvermögen gehören, gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, wobei 

er bei der Liquidation und Teilung unter im weniger gemeinschaftlichen ehelichen Güterstand 

der Gütertrennung mit Zugewinngemeinschaft verheirateten Ehepartnern in Anwendung der 

Artikel 2.3.65, 2.3.66, 2.3.67 und 2.3.68 des Zivilgesetzbuches in jedem Fall (gewerbliche 

Tätigkeit oder keine gewerbliche Tätigkeit des Ehepartners, der nicht Inhaber der Anteile ist) 

berücksichtigt wird? 

 

 6.  Verstoßen die Artikel 1399 (nunmehr 2.3.17), 1400 (nunmehr 2.3.18), 1401 (nunmehr 

2.3.19), 1404 (nunmehr 2.3.21 Absatz 3), 1405 (nunmehr 2.3.22) und 1417 (nunmehr 2.3.31) 

des früheren Zivilgesetzbuches beziehungsweise des Zivilgesetzbuches, an sich oder in 

Verbindung miteinander, gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, indem im ehelichen 

Güterstand der Gütergemeinschaft die Unterscheidung ‘ Titel/Finanzen ’ in allen Fällen auf den 

Kundenstamm anwendbar ist (das Recht auf den Kundenstamm gehört immer zum 

Eigenvermögen, während der Wert des Kundenstamms, der gegebenenfalls auf denjenigen 

beschränkt wird, der während der Ehe gebildet oder erworben wurde, immer zum 

gemeinschaftlichen Vermögen gehört), während sie nur anwendbar ist auf den während der Ehe 

erworbenen Mehrwert der Anteile und Aktien einer Gesellschaft, in der der Ehepartner, der 

deren Inhaber ist, seine Tätigkeit ausübt, die mit gemeinschaftlichen Mitteln erworben wurden, 

zudem ohne Berücksichtigung der Beteiligung (in dem festzustellenden Ausmaß) des anderen 

Ehepartners und des neuen Tätigkeitszweigs, der nur dank des qualifizierenden Diploms des 

anderen Ehrpartners erworben wurde? ». 

 

(…) 

 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 In Bezug auf die fraglichen Bestimmungen 

 

 B.1.  Die Vorabentscheidungsfragen betreffen im Wesentlichen die Frage, welchen Status 

der Mehrwert von Anteile einer Gesellschaft, die von einem der Ehepartner während der Ehe 

mit Eigenmitteln und zur Ausübung seiner Berufstätigkeit gegründet wurde, und die somit zum 

Eigenvermögen dieses Ehepartners gehören, bei der Auseinandersetzung des Güterstands 

zweier Ehepartner hat, die nach dem gesetzlichen Güterstand verheiratet sind. 
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 Nach Auffassung des vorlegenden Rechtsprechungsorgans ist der durch eigene Anteile 

erzielte Mehrwert Teil dieser Anteile, sodass er auch zum Eigenvermögen des Ehepartners 

gehört, der Inhaber dieser Anteile ist. Das vorlegende Rechtsprechungsorgan stellt sich die 

Frage nach der Vereinbarkeit mehrerer Behandlungsunterschiede, die sich daraus ergeben, mit 

dem Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung.  

 

 B.2.  Artikel 1399 Absatz 1 des früheren Zivilgesetzbuches in der im vorliegenden Fall 

anwendbaren Fassung bestimmt: 

 

 « Zum Sondergut gehören die Güter und Schuldforderungen, die jedem der beiden 

Ehegatten am Tag der Eheschließung gehören, und diejenigen, die jeder während der Ehe durch 

Schenkung, Erbschaft oder Testament erwirbt ». 

 

 Artikel 1400 des früheren Zivilgesetzbuches in der im vorliegenden Fall anwendbaren 

Fassung bestimmt: 

 

 « Zum Sondergut gehören, ungeachtet des Zeitpunkts des Erwerbs und vorbehaltlich eines 

etwaigen Ausgleichs: 

 

 1  das Zugehörige eigener unbeweglicher Güter oder zu eigenen Rechten an 

unbeweglichen Gütern, 

 

 2.  das Zugehörige zu eigenen Wertpapieren, 

 

 3.  die Güter, die einem der Ehegatten von einem seiner Verwandten in aufsteigender Linie 

abgetreten worden sind, entweder um bei ihm Schulden zu begleichen oder mit der Auflage, 

einem Dritten Schulden dieses Verwandten in aufsteigender Linie zu zahlen, 

 

 4.  der Anteil, den einer der Ehegatten an einem Gut erworben hat, von dem er bereits 

Miteigentümer ist, 

 

 5.  die Güter und Rechte, die infolge einer dinglichen Rechtsübertragung Eigengüter 

ersetzen, sowie die Güter, die durch eine Anlegung oder Wiederanlegung erworben wurden, 

 

 6.  die Geräte und Werkzeuge, die der Ausübung des Berufs dienen, 

 

 7.  die Rechte, die sich aus einer Personenversicherung ergeben, die vom Begünstigten 

selbst abgeschlossen wurde, und die von ihm beim Tod seines Ehepartners oder nach Auflösung 

des Güterstands erworben werden ». 

 

 Artikel 1401 des früheren Zivilgesetzbuches in der im vorliegenden Fall anwendbaren 

Fassung bestimmt: 
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 « Zum Sondergut gehören, ungeachtet des Zeitpunkts des Erwerbs: 

 

 […] 

 

 5.  die Gesellschafterrechte, die mit gemeinsamen Anteilen oder Aktien in Gesellschaften 

verbunden sind, in denen alle Anteile oder Aktien Namensanteile beziehungsweise -aktien sind, 

wenn diese einem einzigen Ehepartner zugewiesen oder auf seinen Namen eingetragen sind ». 

 

 Artikel 1404 des früheren Zivilgesetzbuches in der im vorliegenden Fall anwendbaren 

Fassung bestimmt: 

 

 « Eine Wiederanlegung gilt als einem der Ehegatten gegenüber erfolgt, wenn erwiesen ist, 

dass der Erwerb von beweglichen Gütern, für mehr als die Hälfte mit Geldern oder mit dem 

Ertrag aus der Veräußerung anderer Güter, deren Sondergutscharakter erwiesen ist, gemäß den 

Bestimmungen der vorhergehenden Artikel bezahlt worden ist ». 

 

 Artikel 1405 des früheren Zivilgesetzbuches in der im vorliegenden Fall anwendbaren 

Fassung bestimmt: 

 

 « Zum Gesamtgut gehören: 

 

 1.  die Einkünfte aus der Berufstätigkeit eines jeden der beiden Ehegatten, alle Einkünfte 

oder Entschädigungen, die sie ersetzen oder ergänzen, sowie die Einkünfte aus öffentlichen 

oder privaten Mandaten, 

 

 2.  die Früchte, Einkünfte und Zinsen ihrer Eigengüter, 

 

 3.  die Güter, die beiden Ehegatten gemeinsam oder einem von ihnen mit dem Vermerk 

geschenkt oder vermacht worden sind, dass diese Güter zum Gesamtgut gehören werden, 

 

 4.  alle Güter, von denen nicht nachgewiesen ist, dass sie in Anwendung einer Bestimmung 

des Gesetzes zum Sondergut eines der Ehegatten gehören ». 

 

 Artikel 1417 des früheren Zivilgesetzbuches in der vor seiner Abänderung durch Artikel 18 

des Gesetzes vom 22. Juli 2018 « zur Abänderung des Zivilgesetzbuches und verschiedener 

anderer Bestimmungen in Sachen eheliche Güterstände und zur Abänderung des Gesetzes vom 

31. Juli 2017 zur Abänderung des Zivilgesetzbuches, was Nachlasse und unentgeltliche 

Zuwendungen betrifft, und zur Abänderung verschiedener anderer Bestimmungen in diesem 

Bereich » (nachstehend: Gesetz vom 22. Juli 2018) anwendbaren Fassung bestimmte: 
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 « Der Ehegatte, der eine Berufstätigkeit ausübt, verrichtet alle dazu notwendigen 

Verwaltungshandlungen alleine. 

 

 Wenn beide Ehegatten gemeinsam ein und dieselbe Berufstätigkeit ausüben, ist für alle 

Handlungen, die keine administrativen Handlungen sind, die Mitwirkung beider erforderlich ». 

 

 Infolge der vorerwähnten Abänderung bestimmt Artikel 1417 des früheren 

Zivilgesetzbuches: 

 

 « Der Ehegatte, der eine Berufstätigkeit ausübt, verrichtet alle für deren Ausübung 

gerechtfertigten Verwaltungshandlungen alleine. 

 

 Wenn beide Ehegatten gemeinsam ein und dieselbe Berufstätigkeit ausüben, ist für alle 

Handlungen, die keine administrativen Handlungen sind, die Mitwirkung beider erforderlich ». 

 

 Artikel 1432 des früheren Zivilgesetzbuches in der vor seiner Abänderung durch Artikel 22 

des Gesetzes vom 22. Juli 2018 bestimmte: 

 

 « Jeder der Ehegatten muss einen Ausgleich leisten in Höhe der Summen, die er dem 

Gesamtgut entnommen hat, um Eigenschulden zu begleichen, und, im Allgemeinen, jedes Mal, 

wenn er einen persönlichen Vorteil aus dem Gesamtgut gezogen hat ». 

 

 Artikel 22 des Gesetzes vom 22. Juli 2018 hat diese Bestimmung durch einen zweiten 

Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt: 

 

 « Der Ehepartner, der seinen Beruf in einer Gesellschaft ausübt, deren Aktien zu seinem 

Sondergut gehören, schuldet dem Gesamtgut einen Ausgleich für die Nettoberufseinkünfte, die 

dem Gesamtgut nicht zugekommen sind und die ihm vernünftigerweise hätten zukommen 

können, wenn der Beruf nicht in einer Gesellschaft ausgeübt worden wäre ». 

 

 Nach Ansicht des vorlegenden Rechtsprechungsorgans findet dieser neue Absatz 

Anwendung auf Verwaltungsakte, die ab dem 1. September 2018 vorgenommen wurden. 

Verwaltungsakte vor diesem Datum können auf der Grundlage von Artikel 1432 des früheren 

Zivilgesetzbuches in der vor seiner Abänderung durch das Gesetz vom 22. Juli 2018 

anwendbaren Fassung hingegen zu einem Ausgleich führen. 

 

 B.3.1.  Der Ministerrat und die klagende Partei vor dem vorlegenden 

Rechtsprechungsorgan führen an, dass die fraglichen Bestimmungen dahin auszulegen seien, 

dass die Rechte als Gesellschafter in der Situation, die dem vorlegenden Rechtsprechungsorgan 
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unterbreitet wurde, dem Ehepartner gehörten, der Inhaber der Anteile sei, aber der 

Wertzuwachs dieser Anteile zum gemeinschaftlichen Vermögen gehöre. Daraus folge, dass die 

angeführten Behandlungsunterschiede nicht existierten. 

 

 B.3.2.  Es obliegt in der Regel dem vorlegenden Rechtsprechungsorgan, die 

Bestimmungen, die es anwendet, auszulegen, vorbehaltlich einer offensichtlich falschen Lesart 

dieser Bestimmungen. 

 

 B.3.3.  Im vorliegenden Fall ist es nicht offensichtlich falsch, davon auszugehen, dass die 

durch Wiederanlegung von Eigenmitteln eines Ehepartners finanzierten Anteile diesem 

Ehepartner « in vollem Umfang » gehören (das heißt sowohl hinsichtlich des Eigentums - der 

Inhaberschaft der Rechte - als auch in finanzieller Hinsicht ihrem Vermögenswert), 

einschließlich des Wertzuwachses der betreffenden Anteile. 

 

 Der Gerichtshof beantwortet daher die Vorabentscheidungsfragen auf der Grundlage der 

Auslegung der fraglichen Bestimmungen durch das vorlegende Rechtsprechungsorgan. 

 

 

 In Bezug auf die erste Vorabentscheidungsfrage 

 

 B.4.  Das vorlegende Rechtsprechungsorgan befragt den Gerichtshof zur Vereinbarkeit der 

Artikel 1399 bis 1401, 1404 und 1405 des früheren Zivilgesetzbuches mit den Artikeln 10 und 

11 der Verfassung, insofern « die von einem im ehelichen Güterstand der Gütergemeinschaft 

verheirateten Ehepartner verrichtete gewerbliche Tätigkeit sowie sämtliche daraus bezogenen 

Einkünfte (Sparguthaben, Mehrwerte, usw.) vollständig zum gemeinschaftlichen Vermögen 

gehören, wenn dieser Lohnempfänger ist, Selbständiger als natürliche Person oder einziger 

Inhaber der Anteile und Aktien einer Gesellschaft, in der er tätig ist, vorausgesetzt, dass sie mit 

gemeinschaftlichen Mitteln finanziert wurden, während sie nicht vollständig zum 

gemeinschaftlichen Vermögen gehören, wenn dieser der einzige Inhaber der Anteile und Aktien 

einer Gesellschaft ist, in der er tätig ist, falls sie mit Eigenmitteln finanziert wurden (der 

Mehrwert gehört zum Eigenvermögen, auch derjenige, der sich aus der vom anderen Ehepartner 

verrichteten gewerblichen Tätigkeit ergibt, und auch derjenige, der sich aus dem neuen 

Tätigkeitszweig ergibt, der nur dank des qualifizierenden Diploms des anderen Ehrpartners 

erworben wurde) ». 
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 B.5.  Der Behandlungsunterschied betrifft im Rahmen des gesetzlichen Güterstands 

einerseits den Ehepartner, dessen anderer Ehepartner seine Berufstätigkeit in einer Gesellschaft 

ausübt, deren Anteile durch Wiederanlegung von Eigenmitteln finanziert wurden, und 

andererseits den Ehepartner, dessen anderer Ehepartner seine Berufstätigkeit als 

Lohnempfänger oder als Selbständiger als natürliche Person oder in einer Gesellschaft, deren 

Anteile mit gemeinschaftlichen Mitteln finanziert wurden, ausübt. Im ersten Fall steht der 

während der Ehe erzielte Mehrwert der Anteile der betreffenden Gesellschaft vollständig dem 

Ehepartner zu, der Inhaber der Anteile ist, auch wenn dieser Mehrwert teilweise auf die 

Berufstätigkeit des anderen Ehepartners zurückzuführen ist, während im zweiten Fall alle 

Einkünfte der Ehepartner, einschließlich des durch die Anteile der betreffenden Gesellschaft 

erzielten Mehrwerts, vollständig zum Gesamtgut gehören. 

 

 B.6.  Die Artikel 10 und 11 der Verfassung gewährleisten den Grundsatz der Gleichheit 

und Nichtdiskriminierung. 

 

 Der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung schließt nicht aus, dass ein 

Behandlungsunterschied zwischen Kategorien von Personen eingeführt wird, soweit dieser 

Unterschied auf einem objektiven Kriterium beruht und in angemessener Weise gerechtfertigt 

ist. 

 

 Das Vorliegen einer solchen Rechtfertigung ist im Hinblick auf Zweck und Folgen der 

beanstandeten Maßnahme sowie auf die Art der einschlägigen Grundsätze zu beurteilen; es 

wird gegen den Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung verstoßen, wenn feststeht, 

dass die eingesetzten Mittel in keinem angemessenen Verhältnis zum verfolgten Zweck stehen. 

 

 B.7.  Der Behandlungsunterschied beruht auf einem objektiven Kriterium, nämlich darauf, 

ob der betreffende Ehepartner seine Berufstätigkeit über eine Gesellschaft ausübt, die durch die 

Wiederanlegung von Eigenmitteln gegründet wurde und deren Anteile somit diesem Ehepartner 

gehören. 

 

 B.8.  Es ist vernünftig gerechtfertigt, dass beim gesetzlichen Güterstand, der auf dem 

Vorhandensein eines gemeinsamen Vermögens und zweier Eigenvermögen beruht 

(Artikel 1398 des früheren Zivilgesetzbuches), die mit Eigenmitteln finanzierten Anteile einer 
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Gesellschaft in vollem Umfang zum Eigenvermögen des betreffenden Ehepartners gehören, 

und zwar in Anbetracht der Notwendigkeit, die Unversehrtheit von Eigenvermögen zu 

schützen, sowie des Mechanismus der Wiederanlegung (Artikel 1404 des früheren 

Zivilgesetzbuches) und der alleinigen Verwaltung des Eigenvermögens durch jeden Ehepartner 

(Artikel 1425 des früheren Zivilgesetzbuches). Es ist außerdem gerechtfertigt, dass der 

Mehrwert dieser Anteile dem Eigenvermögen zusteht, insofern dieser Mehrwert Teil der 

eigenen Anteile ist. 

 

 B.9.  Wenn jedoch die betreffende Gesellschaft die ist, über die der Ehepartner, der 

Aktionär ist, seine Berufstätigkeit ausübt, ist Artikel 1405 Nr. 1 des früheren Zivilgesetzbuches 

zu berücksichtigen, nach dem die Einkünfte aus der Berufstätigkeit eines jeden der beiden 

Ehegatten zum Gesamtgut gehören. Dies ist eine grundlegende Eigenschaft des gesetzlichen 

Güterstandes, von der die Ehepartner nicht abweichen können.  

 

 Es wäre nicht zulässig, dass in einem solchen Güterstand der betreffende Ehepartner durch 

die Ausübung seiner Berufstätigkeit im Rahmen einer Gesellschaft, deren Anteile sich 

vollständig in seinem Besitz befinden, dem gemeinschaftlichen Vermögen die Einkünfte aus 

seiner Berufstätigkeit ganz oder teilweise entzieht. 

 

 B.10.1.  Aufgrund von Artikel 1432 des früheren Zivilgesetzbuches muss jeder der 

Ehegatten einen Ausgleich leisten in Höhe der Summen, die er dem Gesamtgut entnommen hat, 

um Eigenschulden zu begleichen, und, im Allgemeinen, jedes Mal, wenn er einen persönlichen 

Vorteil aus dem Gesamtgut gezogen hat. So gibt es einen Ausgleich, wenn das 

gemeinschaftliche Vermögen zugunsten des Eigenvermögens des einen oder anderen 

Ehepartners geschmälert wurde (Parl. Dok., Senat, Sondersitzungsperiode 1974, Nr. 683/2, 

S. 70). 

 

 B.10.2.  Mit seinem Entscheid vom 29. Juni 2017 

(ECLI:BE:CASS:2017:ARR.20170629.3) hat der Kassationshof geurteilt: 

 

 « En vertu de l’article 1405 du Code civil, sont communs, les revenus de l’activité 

professionnelle de chacun des époux, tous revenus ou indemnités en tenant lieu ou les 

complétant, ainsi que les revenus provenant de l’exercice de mandats publics ou privés, de 

même que les fruits, revenus et intérêts de leurs biens propres. 
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 Sont en revanche, suivant l’article 1401 de ce Code, propres, quel que soit le moment de 

l’acquisition, le droit de propriété littéraire, artistique ou industrielle, le droit à réparation d’un 

préjudice corporel ou moral personnel et le droit aux pensions, rentes viagères ou allocations 

de même nature dont un seul des époux est titulaire. 

 

 Il suit de ces dispositions que sont propres à chacun des époux mariés sous le régime légal 

sa force de travail personnelle et la valeur qui la représente. 

 

 Si, aux termes de l’article 221, alinéa 1er, du Code civil, chacun des époux contribue aux 

charges du mariage selon ses facultés, il ne résulte pas de cette disposition que, pour autant 

qu’il satisfasse à l’obligation qu’elle prescrit, un conjoint n’aurait pas la libre disposition de sa 

force de travail, qu’il devrait consacrer tout entière à la production de revenus ayant un caractère 

commun. 

 

 Conformément aux articles 1432 et 1435 du même code, il n’est dû par un époux de 

récompense au patrimoine commun que dans la mesure où celui-ci s’est appauvri au profit de 

son patrimoine propre. 

 

 L’enrichissement que procure à son patrimoine propre l’industrie que lui consacre un 

conjoint en dehors d’une relation professionnelle, auquel ne correspond, partant, aucun 

appauvrissement du patrimoine commun, ne saurait donner lieu à une récompense » (siehe auch 

Kass., 5. September 2013, ECLI:BE:CASS:2013:ARR.20130905.4; 30. Januar 2014, 

ECLI:BE:CASS:2014:ARR.20140130.2; 9. September 2021, 

ECLI:BE:CASS:2021:ARR.20210909.1N.11). 

 

 Im Umkehrschluss kann aus diesem Entscheid geschlossen werden, dass im gesetzlichen 

Güterstand die Vermögenszunahme, die sich aus der gewerblichen Tätigkeit eines Ehepartners 

im Rahmen einer Berufstätigkeit für sein Eigenvermögen ergibt und der folglich eine 

Verarmung des gemeinschaftlichen Vermögens gegenübersteht, zu einem Ausgleich dieses 

Vermögens führen muss. 

 

 B.10.3.  Die Ergänzung eines neuen Grunds für den Ausgleich an das Gesamtgut durch 

Artikel 22 des Gesetzes vom 22. Juli 2018 (Artikel 1432 Absatz 2 des früheren 

Zivilgesetzbuches) zielt darauf ab, die Neutralität der Güterstände in rechtlicher Hinsicht bei 

der Ausübung des Berufs über eine Gesellschaft zu gewährleisten (Parl. Dok., Kammer, 

2017-2018, DOC 54-2848/001, S. 10). 

 

 In den Vorarbeiten zum Gesetz vom 22. Juli 2018 heißt es: 

 

 « Le choix d’un conjoint d’exercer son activité professionnelle dans ou en dehors d’une 

société doit être neutre en termes de droit des régimes matrimoniaux. Autrement dit, il ne doit 

pas être possible pour un conjoint de soustraire ses revenus professionnels à la communauté en 
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se servant d’une structure sociétaire. Il est donc nécessaire en l’occurrence d’appliquer la règle 

du ‘ piercing the corporate veil ’. 

 

 Le législateur ne peut en effet tolérer qu’un conjoint qui exerce son activité professionnelle 

au sein d’une société qui lui est propre (autrement dit, une société dont les parts ou actions 

appartiennent à son patrimoine propre parce qu’il n’y a pas apporté de fonds communs ou 

seulement en quantité limitée) puisse également s’approprier ses revenus professionnels au sein 

de cette société et les garder au titre de bien propre en les soustrayant ainsi au régime 

matrimonial. Dans le régime légal, les revenus professionnels générés durant le mariage doivent 

revenir à la communauté. Le conjoint qui est marié sous le régime de la communauté et exerce 

son activité professionnelle au sein d’une société (par exemple, une société de médecins) ne 

peut être traité différemment, en termes de droit des régimes matrimoniaux, d’un conjoint marié 

sous le régime de la communauté qui exerce son activité professionnelle en dehors d’une société 

(par exemple, dans un cabinet médical indépendant) » (ebenda). 

 

 Dort heißt es auch: 

 

 « En vertu du principe de la neutralité en termes de droit des régimes matrimoniaux de 

l’exercice de la profession par le biais d’une société (supra), la communauté dans le régime 

légal ne peut subir de préjudice du fait que les revenus professionnels générés pendant le 

mariage sont perçus via une société. 

 

 Si la valeur patrimoniale des parts de la société au sein de laquelle est exercée la profession 

revient à la communauté par l’application de l’article 1401, § 1er, 5°, du Code civil, cela ne 

pose aucun problème. La partie du revenu professionnel qui peut être épargnée pendant le 

mariage, mais qui reste dans la société, profitera à la communauté par le biais de la valeur des 

parts auxquelles la communauté a droit. 

 

 Si toutefois la profession est exercée dans une société ‘ propre ’, à savoir une société dont 

les parts sont propres à l’époux qui exerce la profession, il existe bel et bien un risque que des 

revenus échappent à la communauté. La société va peut-être procéder à des versements qui 

reviendront à l’époux actif professionnellement sous la forme d’une rémunération pour des 

prestations de travail, d’une rémunération de gestion, de tantièmes, de dividendes, etc. Ces 

versements reviennent alors à la communauté en tant que revenus professionnels ou fruits de 

biens propres et le régime matrimonial sera totalement respecté dans cette mesure. 

 

 Si toutefois les versements effectués par la société s’avèrent minimaux parce que les 

bénéfices n’ont pas été distribués et, de ce fait, l’activité professionnelle de l’époux-associé et 

administrateur ou gérant n’est pas non plus dûment rétribuée, la communauté subit alors bel et 

bien un dommage. Elle ne reçoit pas ce qui devait raisonnablement lui revenir. Dans ce cas, une 

récompense est due conformément à la nouvelle règle insérée par cet article. 

 

 Selon le droit commun, il revient bien entendu à l’époux demandeur d’établir le droit à la 

récompense et l’étendue de celle-ci, et ce, par toutes voies de droit (article 1436, alinéa 2, du 

Code civil). Il devra le cas échéant pouvoir renvoyer à des pièces émanant de la société et dont 

il devra pouvoir exiger la production si celles-ci ne sont pas publiquement accessibles. 

 

 L’époux défendeur établira éventuellement que les conditions de récompense n’ont pas été 

remplies. Par exemple, il établira que la communauté ne pouvait ‘ raisonnablement ’ escompter 
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davantage de revenus que ceux qui ont été effectivement versés. L’époux défendeur dans cette 

action en récompense devrait, par exemple, pouvoir établir que les versements que la 

communauté a bel et bien reçus correspondent raisonnablement aux revenus qu’il aurait pu 

recevoir s’il avait effectué les mêmes prestations professionnelles en dehors du lien d’une 

société. 

 

 À cet égard, l’époux défendeur peut donc également invoquer qu’il existait des raisons 

économiques au sein de sa société qui justifiaient (éventuellement au moins pour certaines 

périodes) le fait que rien n’a été versé au-delà de ce que la communauté a réellement reçu » 

(ebenda, SS. 65 und 66). 

 

 B.10.4.  Daraus folgt, dass in der in der Vorabentscheidungsfrage aufgeworfenen Situation 

das Eigenvermögen des Ehepartners, der Inhaber der Anteile der Gesellschaft ist, über die er 

seine Berufstätigkeit ausübt, dem gemeinschaftlichen Vermögen einen Ausgleich in Höhe der 

Verarmung des gemeinschaftlichen Vermögens schuldet, das heißt in Höhe der Einkünfte, die 

dem gemeinschaftliche Vermögen zugekommen wären, wenn der Beruf nicht in einer 

Gesellschaft ausgeübt worden wäre. Dieser Ausgleich schließt grundsätzlich den Mehrwert, der 

durch die Anteile der Gesellschaft hauptsächlich dank der Berufstätigkeit des Ehepartners, der 

Aktionär ist, während der Ehe erzielt wurde, und erst recht den Mehrwert ein, der auf die 

Berufstätigkeit des anderen Ehepartners zurückgeht. 

 

 Der Umstand, dass dieser andere Ehepartner gegen Entgelt für die Gesellschaft gearbeitet 

hat, wie es in der dem vorlegenden Rechtsprechungsorgan unterbreiteten Rechtssache der Fall 

ist, führt nicht zu einer anderen Schlussfolgerung. Das Gesamtgut hat nämlich Anspruch auf 

einen Ausgleich in Höhe der Einkünfte, die ihm zu Unrecht vorenthalten wurden – wobei diese 

Einkünfte naturgemäß die tatsächlich gezahlten Einkünfte übersteigen. 

 

 B.11.  Unter Berücksichtigung des in B.10 Erwähnten sind die Artikel 1399 bis 1401, 1404 

und 1405 des früheren Zivilgesetzbuches vereinbar mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung. 

 

 

 In Bezug auf die zweite und dritte Vorabentscheidungsfrage 

 

 B.12.  Mit der zweiten Vorabentscheidungsfrage befragt das vorlegende 

Rechtsprechungsorgan den Gerichtshof zur Vereinbarkeit der Artikel 1399 bis 1401, 1404 und 

1405 des früheren Zivilgesetzbuches mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung, insofern « der 

Mehrwert von Anteilen und Aktien einer Gesellschaft, deren einziger Inhaber einer der im 
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ehelichen Güterstand der Gütergemeinschaft verheirateten Ehepartner ist, wobei er in dieser 

Gesellschaft seine Tätigkeit ausübt, in allen Fällen, in denen er sie mit (gegebenenfalls 

wiederangelegten) Eigenmitteln erworben hat, zum Eigenvermögen gehört, und zwar auch 

derjenige, der sich aus der vom anderen Ehepartner verrichteten gewerblichen Tätigkeit ergibt, 

und auch derjenige, der sich aus dem neuen Tätigkeitszweig ergibt, der nur dank des 

qualifizierenden Diploms des anderen Ehrpartners erworben wurde, während er in allen 

anderen Fällen zum gemeinschaftlichen Vermögen gehört, obwohl er sich jeweils (mindestens) 

aus der gewerblichen Tätigkeit des betreffenden Ehepartners ergibt ». 

 

 Mit der dritten Vorabentscheidungsfrage befragt das vorlegende Rechtsprechungsorgan 

den Gerichtshof zur Vereinbarkeit der Artikel 1399 bis 1401, 1404 und 1405 des früheren 

Zivilgesetzbuches mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung, insofern « indem der Mehrwert 

der Anteile und Aktien einer Gesellschaft (einschließlich des neuen Tätigkeitszweigs), deren 

einziger Inhaber einer der im ehelichen Güterstand der Gütergemeinschaft verheirateten 

Ehepartner ist, wobei er in dieser Gesellschaft seine Tätigkeit ausübt, zum gemeinschaftlichen 

Vermögen gehört, wenn sie von der Gemeinschaft finanziert wurden, und zwar auch dann, 

wenn der andere Ehepartner sich niemals daran beteiligt hat, während er nicht zum 

gemeinschaftlichen Vermögen gehört, wenn dieselben Anteile und Aktien mit dem 

Eigenvermögen des betreffenden Ehepartners finanziert wurden, und zwar auch dann, wenn der 

andere Ehepartner sich (in dem festzustellenden Ausmaß) daran beteiligt hat (mit anderen 

Worten, jeder Mehrwert ist ausgeschlossen, auch derjenige, der sich aus dem neuen 

Tätigkeitszweig ergibt, der nur dank des qualifizierenden Diploms des anderen Ehrpartners 

erworben wurde) ». 

 

 B.13.  Unter Berücksichtigung des in B.10 Erwähnten und in Anbetracht dessen, dass sie 

im Wesentlichen denselben wie den in der ersten Vorabentscheidungsfrage aufgeworfenen 

Behandlungsunterschied betreffen, bedürfen die zweite und die dritte Vorabentscheidungsfrage 

keiner Antwort. 

 

 

 In Bezug auf die vierte Vorabentscheidungsfrage 

 

 B.14.  Mit der vierten Vorabentscheidungsfrage befragt das vorlegende 

Rechtsprechungsorgan den Gerichtshof zur Vereinbarkeit von Artikel 1432 des früheren 
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Zivilgesetzbuches, an sich oder in Verbindung mit deren Artikeln 1399 bis 1401, 1404 und 

1405, mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung, insofern « der Begriff ‘ persönlicher Vorteil ’ 

dahin ausgelegt wird, dass damit ein ‘ Eigentumsentzug für die Gemeinschaft ’ gemeint wird 

(was Absatz 1 betrifft), und indem der Ausgleich auf die Nettoberufseinkünfte beschränkt ist, 

die dem gemeinschaftlichen Vermögen nicht zugekommen sind und die diesem Vermögen 

vernünftigerweise hätten zukommen können, wenn der Beruf nicht in dieser Gesellschaft 

ausgeübt worden wäre (was Absatz 2 betrifft), während in dem Fall, dass die Gemeinschaft nur 

die Anteile und Aktien der Gesellschaft des [die Anteile bzw. Aktien besitzenden Ehepartners], 

in der er seine Tätigkeit ausgeübt hat, finanziert hätte, der am Tag der Auflösung des ehelichen 

Verhältnisses bestehende Mehrwert zum gemeinschaftlichen Vermögen gehören würde, auch 

wenn gar kein Einkommensverlust oder kein Eigentumsentzug für die Gemeinschaft vorliegen 

würde ». 

 

 B.15.  Der Behandlungsunterschied betrifft im Rahmen des gesetzlichen Güterstands 

einerseits den Ehepartner, dessen anderer Ehepartner seine Berufstätigkeit in einer Gesellschaft 

ausübt, die diesem gehört, und andererseits den Ehepartner, dessen anderer Ehepartner seine 

Berufstätigkeit in einer Gesellschaft ausübt, die zum Gesamtgut gehört, da sie von der 

Gütergemeinschaft finanziert wurde. Im ersten Fall gehört der Mehrwert der Anteile der 

Gesellschaft zum Eigenvermögen des Ehepartners, der Aktionär ist, und ein Ausgleich wird 

dem gemeinschaftlichen Vermögen nur geschuldet, wenn der Gütergemeinschaft ein Verlust 

entstanden ist oder ihr Einkünfte entzogen wurden, während im zweiten Fall der Mehrwert zum 

gemeinschaftlichen Vermögen gehört, « auch wenn gar kein Einkommensverlust oder kein 

Eigentumsentzug für die Gemeinschaft vorliegen würde ». 

 

 B.16.  Der Behandlungsunterschied beruht auf einem objektiven Kriterium, nämlich 

darauf, ob es sich bei der Gesellschaft, über die ein Ehepartner seine Berufstätigkeit ausübt, um 

eine eigene oder eine gemeinschaftliche Gesellschaft handelt. 

 

 B.17.  Es ist vernünftig gerechtfertigt, dass bei einer Gesellschaft, die einem Ehepartner 

gehört, eine Verarmung des Gesamtguts nachgewiesen werden muss, damit ein Ausgleich an 

dieses geschuldet wird, und dass umgekehrt bei einer Gesellschaft, die beiden Ehepartnern 

gehört, da der Mehrwert beiden gehört, es nicht notwendig ist, die Verarmung eines Vermögens 

zugunsten eines anderen nachzuweisen. In dem letztgenannten Fall hat sich nämlich kein 

Vermögen auf Kosten eines anderen vermehrt. 
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 B.18.  Unter Berücksichtigung des in B.10 Erwähnten ist Artikel 1432 des früheren 

Zivilgesetzbuches vereinbar mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung. 

 

 

 In Bezug auf die fünfte Vorabentscheidungsfrage 

 

 B.19.  Mit der fünften Vorabentscheidungsfrage befragt das vorlegende 

Rechtsprechungsorgan den Gerichtshof zur Vereinbarkeit der Artikel 1399 bis 1401, 1404 und 

1405 des früheren Zivilgesetzbuches mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung, « dahin 

ausgelegt, dass im ehelichen Güterstand der Gütergemeinschaft der Mehrwert eines zum 

Eigenvermögen gehörenden Gutes (im vorliegenden Fall die Anteile und Aktien einer 

Gesellschaft, die zum Eigenvermögen eines der Ehepartner gehören, der in dieser Gesellschaft 

seine Tätigkeit ausübt, und zwar vollständig) durch Vermehrung, gleichermaßen vollständig 

zum Eigenvermögen gehören, […] wobei er bei der Liquidation und Teilung unter im weniger 

gemeinschaftlichen ehelichen Güterstand der Gütertrennung mit Zugewinngemeinschaft 

verheirateten Ehepartnern in Anwendung der Artikel 2.3.65, 2.3.66, 2.3.67 und 2.3.68 des 

Zivilgesetzbuches in jedem Fall (gewerbliche Tätigkeit oder keine gewerbliche Tätigkeit des 

Ehepartners, der nicht Inhaber der Anteile ist) berücksichtigt wird ». 

 

 B.20.  Mit der fünften Vorabentscheidungsfrage wird darum gebeten, Personen, die den 

Bestimmungen des früheren Zivilgesetzbuches unterliegen, mit Personen zu vergleichen, die 

den Bestimmungen des neuen Zivilgesetzbuches unterliegen. Aber um zu überprüfen, ob der 

Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung eingehalten wird, ist es nicht sachdienlich, 

zwei Rechtsvorschriften zu vergleichen, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten anwendbar 

waren. 

 

 B.21.  Die Artikel 1399 bis 1401, 1404 und 1405 des früheren Zivilgesetzbuches sind 

vereinbar mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung. 

 

 

 In Bezug auf die sechste Vorabentscheidungsfrage 
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 B.22.  Mit der sechsten Vorabentscheidungsfrage befragt das vorlegende 

Rechtsprechungsorgan den Gerichtshof zur Vereinbarkeit der Artikel 1399 bis 1401, 1404, 

1405 und 1417 des früheren Zivilgesetzbuches mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung, 

insofern « im ehelichen Güterstand der Gütergemeinschaft die Unterscheidung 

‘ Titel/Finanzen ’ in allen Fällen auf den Kundenstamm anwendbar ist (das Recht auf den 

Kundenstamm gehört immer zum Eigenvermögen, während der Wert des Kundenstamms, der 

gegebenenfalls auf denjenigen beschränkt wird, der während der Ehe gebildet oder erworben 

wurde, immer zum gemeinschaftlichen Vermögen gehört), während sie nur anwendbar ist auf 

den während der Ehe erworbenen Mehrwert der Anteile und Aktien einer Gesellschaft, in der 

der Ehepartner, der deren Inhaber ist, seine Tätigkeit ausübt, die mit gemeinschaftlichen Mitteln 

erworben wurden, zudem ohne Berücksichtigung der Beteiligung […] des anderen Ehepartners 

und des neuen Tätigkeitszweigs, der nur dank des qualifizierenden Diploms des anderen 

Ehrpartners erworben wurde ». 

 

 B.23.1.  Die Prüfung der Vereinbarkeit einer Gesetzesbestimmung mit dem Grundsatz der 

Gleichheit und Nichtdiskriminierung, der durch die Artikel 10 und 11 der Verfassung garantiert 

ist, setzt insbesondere die präzise Identifizierung von Kategorien von Personen voraus, die 

Gegenstand einer unterschiedlichen oder einer identischen Behandlung sind. 

 

 Die Formulierung der Vorabentscheidungsfrage, mit der der Gerichtshof gebeten wird, 

eine solche Prüfung vorzunehmen, und zumindest die Begründung der Vorlageentscheidung 

muss daher die für diese Identifizierung notwendigen Elemente enthalten. Es ist nicht Sache 

des Gerichtshofes, die Verfassungsmäßigkeit einer unterschiedlichen oder einer identischen 

Behandlung von zwei Personenkategorien zu prüfen, deren Umrisse er selbst definieren müsste. 

 

 B.23.2.  Da die zu vergleichenden Personenkategorien im Vorlageurteil nicht eindeutig 

angegeben werden, ist die sechste Vorabentscheidungsfrage unzulässig. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 -  Unter Berücksichtigung des in B.10 Erwähnten verstoßen die Artikel 1399 bis 1401, 

1404, 1405 und 1432 des früheren Zivilgesetzbuches nicht gegen die Artikel 10 und 11 der 

Verfassung. 

 

 -  Die zweite und die dritte Vorabentscheidungsfrage bedürfen keiner Antwort. 

 

 -  Die sechste Vorabentscheidungsfrage ist unzulässig. 

 

 Erlassen in französischer und niederländischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 5. März 2026. 

 

 

 

Der Kanzler, Der Präsident, 

 

 

(gez.) Nicolas Dupont (gez.) Pierre Nihoul 

 


